22.12.09 Medienmitteilung des vpod region basel (für BL) und der Gewerkschaft Erziehung im vpod (für BS) zum Ratschlag HarmoS (Bildungsraum Nordwestschweiz): 
Für BL: 
Beitritt zum Sonderpädagogikkonkordat geht nicht zum Nulltarif!
Der vpod region basel ist empört, dass die BL-Regierung in ihrer Landratsvorlage für den Beitritt zum Sonderpädagogikkonkordat keinen Franken wiederkehrende Mehrkosten vorsieht. Die integrative Schule ist eine einschneidende pädagogische Reform, die weit bessere Unterrichtsbedingungen erfordert als die Schulen sie heute haben. Die Schulen sind schon jetzt am Limit, unter anderem wegen der grossen Heterogenität der Lernleistungen der Schülerinnen und Schüler und weil die Pflichtlektionen im internationalen Vergleich sehr hoch sind. Zudem haben wir ein hochselektives Schulsystem, das sich für die Integration schlecht eignet. Die erfolgreichen integrativen Schulen in Finnland und Schweden sind Gesamtschulen ohne jede Selektion während der obligatorischen Schulzeit.

Der vpod fordert als Voraussetzung für die integrative Schule die Umwidmung mindestens einer Pflichtlektion in Koordinationszeit für die Lehrpersonenteams, kleinere Klassen, 200 Stellenprozente für Lehrperson und HeilpädagogIn pro Integrationsklasse, zusätzliche Stellenprozente für die unterstützenden Fachpersonen und den Ausbau des Schulraums. Integrative Schulen müssen zudem Tagesschulen sein. Den Schulen die Integration aufzuladen, ohne auch nur die geringste Verbesserung der Unterrichtsbedingungen zu planen ist eine völlige Verkennung der Belastung der Lehrerinnen und Lehrer, die diese Suppe auslöffeln werden müssen. Die Integration ist nicht zum Nulltarif zu haben!

Für BS:
Die Richtung stimmt, beim Weg besteht noch Diskussionsbedarf

Die GE im vpod begrüsst in einer ersten Stellungnahme grundsätzlich die gesamtschweizerische und regionale Harmonisierung der Schulen, wie sie im gestern präsentierten Ratschlag des Regierungsrats BS vorgesehen ist. Der Verzicht auf die Einführung der Basisstufe und auf Abschluss eines Staatsvertrags wird mit Genugtuung zur Kenntnis genommen. Positiv wird von der GE auch gewertet, dass die Vorlage in Basel-Stadt mit einem Kreditbeschluss verknüpft ist und dass somit das versprochene Preisschild für die anstehenden Reformen vorhanden ist. 

Im Hinblick auf die Finanzen werden von Seiten der GE im vpod aber auch Vorbehalte angebracht. Die Zweifel, ob die vorgesehenen rund 40 Millionen für die Umsetzung des Projekts reichen, sind jetzt schon gross. Einerseits ortet die GE für die Integrative Volksschule einen Mehrbedarf an Unterstützung für die Lehrpersonen, andrerseits dürfte auch die Erhöhung der Pflichtstunden für die Lehrpersonen, die von der Orientierungsstufe an die Primarstufe wechseln, noch zu Auseinandersetzungen führen. Trotz Lohnklassenbesitzstand für die ersten 10 Jahre nach der Reform bedeutet eine Erhöhung der Pflichtstunden von 25 (OS) auf 28 (Primarstufe) eine massive Verschlechterung der Arbeitsbedingungen der betroffenen Lehrpersonen. Dies nachdem die Gewerkschaften schon seit Jahren eine generelle Senkung der Pflichtstunden aufgrund der gestiegenen Anforderungen an die Lehrpersonen fordern. Eine Erhöhung der Pflichtstunden wirkt demotivierend auf die Lehrpersonen, die durch diese Reform einer hohen Belastung ausgesetzt sein werden. Der angestrebte Stufenwechsel auf freiwilliger Basis wird unter diesen Bedingungen schwer zu erreichen sein. 

Die GE im vpod wird sich für eine Änderung der Vorlage im Sinne einer generellen Pflichtstundensenkung für die Lehrpersonen der Volksschule einsetzen, weil sich so die Erfolgschancen dieser Reform stark erhöhen werden. 
